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VORWORT 

Die vorliegende Arbeit entstand während meiner Tätig-
keit als wissenschaftlicher Assistent am Max-Planck-
Institut für ausländisches und internationales Privat-
recht in Hamburg. 

Besonderen Dank schulde ich vor allem Herrn Prof. 
Dr. Ulrich Drobnig, der diese Arbeit als Dissertation 
betreut und gefördert hat. Dem Institut unter seinem 
Direktorium von Prof. Dr. Ulrich Drobnig, Prof. Dr. 
Hein Kötz und Prof. Dr. Dr.h.c. Ernst-Joachim Mestmäcker 
danke ich für die Aufnahme der Arbeit in diese Schriften-
reihe. Wertvolle Anregungen erhielt ich aus Gesprächen 
mit zahlreichen Referenten des Instituts. Frau Gliese 
danke ich für die sorgfältige Erstellung des Manu-
skripts . 

Die Untersuchung wurde im April 1981 abgeschlossen. 
Sie lag dem Fachbereich Rechtswissenschaft I der Uni-
versität Hamburg im Sommersemester 1982 als Dissertation 
vor. 

Die Arbeit ist jenen gewidmet, denen ich am meisten 
verdanke. 

Hamburg, im Juli 1982 Hans-Joachim Bartels 
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EINFÜHRUNG 

Von Gustav Radbruch stammen die Worte, daß grundsätzlich 
"Wissenschaften, die sich mit ihrer eigenen Methoden-
lehre zu beschäftigen Anlaß haben, kranke Wissenschaften 
sind" . Konrad Zweigert hat zu Recht diese Diagnose für 

2 
die moderne Rechtsvergleichung nicht akzeptieren wollen . 
Sie trifft erst recht nicht auf die Vergleichung der 
Rechte sozialistischer und nicht-sozialistischer Staaten 
(intersystemare Rechtsvergleichung) zu. Ihre methodische 
Erschließung zählt nämlich nach wie vor zu den unbewältig-
ten Problemen der rechtsvergleichenden Wissenschaft. Eine 
systematische Problemanalyse ist bislang nicht vorgenom-
men worden. Der Vergleich zwischen den Rechten verschiede-
ner Gesellschaftsordnungen ist wohl neben dem Vergleich 
zwischen den Rechten der Entwicklungsländer und der In-
dustrienationen das jüngste Arbeitsfeld rechtsvergleichen-
der Forschung. Lange Zeit schienen die grundlegenden 
weltanschaulichen Differenzen einer versachlichten, inten-
siven Beschäftigung mit dem Recht der sozialistischen 
Staaten im Weg zu stehen. Gesicherte methodische Regeln 
können daher auch noch nicht erwartet werden. Die Krank-
heitssymptome fehlen also. 

Überhaupt muß bezweifelt werden, ob sich eine logisch 
ableitbare, in sich geschlossene Methodik der inter-
systemaren Rechtsvergleichung entwickeln läßt. Es zählt 
zu den Grunderfahrungen rechtsvergleichender Arbeit, unab-
hängig davon, ob sie gesetzgeberischen Zwecken dient oder 

1 Radbruch 253. 
2 Zweigert/Kötz 27 f. 



2 Einfuhrung 

wissenschaftlich-theoretisch betrieben wird, daß ihre 
Methode nicht a priori in allen Einzelheiten unveränder-
bar festgelegt, sondern allenfalls als Hypothese formu-
liert werden kann, die sich erst anhand der Ergebnisse 
von Einzeluntersuchungen als brauchbar oder unbrauchbar, 

3 

als praktikabel oder unpraktikabel erweisen muß . Es 
wäre ein folgenschwerer Irrtum anzunehmen, Grundlagen, 
Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung könnten von 
einem vorgegebenen rechtsphilosophischen oder systema-
tischen Ansatz von vornherein bestimmt werden. Wie kein 
anderer gegenständlicher Teilbereich rechtsvergleichender 
Arbeit begegnet die intersystemare Rechtsvergleichung bis 
in die heutige Zeit hinein vorgefertigten und verallge-
meinernden Urteilen, die regelmäßig einer näheren Über-
prüfung nicht standhalten. Sie finden sich vor allem in 
der marxistischen Rechtslehre, vereinzelt aber auch bei 
Rechtsvergleichern aus nicht-sozialistischen Staaten. 
Da das Recht Spiegelbild der gesellschaftlichen Ordnung 
ist, die sozialen und wirtschaftlichen Strukturen beider 
Gesellschaftssysteme nun aber miteinander unvereinbar sind, 
glaubt man, dem intersystemaren Rechtsvergleich hinsicht-
lich Zielsetzung und Methode zwangsläufig eine Sonder-
stellung einräumen zu müssen. 

Die Rechtswissenschaft in den sozialistischen Staaten 
lehnte in der Vergangenheit eine gleichberechtigte 
Rechtsvergleichung ab, stellte jedoch in vielen Arbeiten 
das eigene Recht dem "bourgeoisen Recht" gegenüber, wenn 
auch regelmäßig allein in der Absicht, die vermeintlich 
qualitativ höhere Stufe des "sozialistischen Rechts" zu 
dokumentieren. In den wenigen Einzeluntersuchungen, die 
die Rechtsvergleichung der nicht-sozialistischen Länder 
den Rechten der verschiedenen Gesellschaftsordnungen wid-
mete, ging sie stillschweigend von einer Vergleichbarkeit 
aus, wählte aber sehr unterschiedliche methodische Ansät-
ze. In seiner Studie aus dem Jahre 1961 hat Loeber erst-

3 Zweigert/Kötz 28. 



Einführung 3 

raals Gegenstand und Methodik der intersystemaren Rechts-
vergleichung einer eingehenderen Untersuchung unterzo-

4 

gen . Nach einer detaillierten Zusammenstellung und Aus-
wertung der in der marxistischen Rechtslehre vertretenen 
Auffassungen entwarf Loeber ein eigenes methodisches Kon-
zept der intersystemaren Rechtsvergleichung, das insbe-
sondere in den sozialistischen Ländern eine lebhafte Be-
schäftigung mit den Grundlagen der Rechtsvergleichung 
zwischen beiden Systemen auslöste. 

Die vorliegende Untersuchung verfolgt im wesentlichen 
folgende Ziele: Erstens soll sie die neueren Entwicklun-
gen in der Beurteilung intersystemarer Rechtsvergleichung 
durch die Rechtswissenschaft der sozialistischen Staaten 
aufzeigen und prüfen, ob und inwieweit sich die maßgeb-
liche Auffassung verändert hat (§ 2). Zweitens sollen die 
bislang in der westlichen Rechtswissenschaft entwickelten 
methodischen Ansätze der intersystemaren Vergleichung 
dargestellt und kritisch betrachtet werden (§ 3). Schließ-
lich soll die Untersuchung ein methodisches Programm er-
arbeiten, das der praktischen rechtsvergleichenden Arbeit 
als Grundlage dienen soll (§§ 4 - 6 ) . Eine umfassende, 
unfehlbare Methode, die eine vollständige Lösung aller 
sich stellenden Fragen bereithielte, kann sicherlich nicht 
erwartet werden, da sich die intersystemare Rechtsver-
gleichung nach wie vor im Stadium des Experimentierens 
befindet. Ein Rechtsvergleicher kann aber nicht auf ein 
methodisches Grundkonzept verzichten, wenn seine Arbeit 
zu praktisch oder wissenschaftlich verwertbaren Ergebnis-
sen führen soll. 

4 Loeber, Rechtsvergleichung 2o1-229. 





ERSTES KAPITEL: 
BEGRIFF UND ÜBERBLICK 

§ 1: 

Kennzeichnung der Rechte 
verschiedener Gesellschaftsordnungen 

Ausgangspunkt der Untersuchung ist die Behauptung, daß die 
intersystemare Rechtsvergleichung innerhalb der rechtsver-
gleichenden Wissenschaft eine Sonderstellung einnimmt. 
Die These von der Sonderstellung der intersystemaren 
Rechtsvergleichung findet bereits im Begrifflichen ihren 
Niederschlag. Zur Bezeichnung der Rechte der unterschied-
lichen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnungen wird näm-
lich im allgemeinen das Begriffspaar sozialistisch - kapi-
talistisch verwendet^, mit dem für gewöhnlich die Vor-
stellung unversöhnlicher Gegensätze verbunden wird. 

I. Marxistische Rechtsauffassung 

Das Rechtsverständnis des Marxismus basiert auf der Lehre 
des dialektischen und historischen Materialismus. Ihr 
liegt die philosophische These zugrunde, daß die Substanz 
des Lebens allein im Materiellen, d.h. nur in äußerlich 
wahrnehmbaren und faßbaren Beziehungen und Gegebenheiten 
begründet sei. Alles Geistige, alle Inhalte menschlichen 
Bewußtseins bildeten lediglich den Reflex einer bestimm-
ten materiellen Wirklichkeit, von der sie abhängig und 
inhaltlich festgelegt seien®. 

5 
Loeber, Rechtsvergleichung 2o9; Zweigert/Kötz 37 ff., 
349 ff. 

6 Zweigert/Kötz 35o f. 



6 § 1: Kennzeichnimg der Rechte 

Auf das Sozialleben der Menschen übertragen, wird die 
Grundlage jeder Gesellschaftsordnung vom Marxismus nicht 
in konkreten, im Bewußtsein der Menschen geformten, aus 
Religion, Metaphysik oder Rechtsidee abgeleiteten Vor-
stellungen von einem gedeihlichen und gerechten Zusammen-
leben erblickt, sondern ausschließlich in den realen 
ökonomischen und sozialen Lebensbedingungen innerhalb 
der betreffenden Gesellschaft. Folgerichtig schließt 
sich an diese Aussage die marxistische Lehre von Basis 
und Überbau an. Danach ist Grundlage einer Gesellschafts-
ordnung die ökonomische Basis. Sie wird charakterisiert 
durch die jeweils unterschiedliche Struktur der Produk-
tionsverhältnisse, die ihrerseits durch Ausmaß und Inhalt 
der Herrschaftsverhältnisse determiniert werden, in denen 
bestimmte Klassen der Gesellschaft zu den Produktivkräften 
und Produktionsfaktoren stehen. Von dieser Basis abhängig 
ist der überbau, der zum einen aus den religiösen, mora-
lischen, philosophischen Anschauungen der Menschen, zum 
anderen aus einem Vorrat an politischen und juristischen 
Institutionen und Regeln gebildet wird. Letztere ent-
wickeln sich also nach dieser These nicht eigengesetz-
lich, lassen sich insbesondere nicht aus einer ideali-
stischen Konstruktion vorgegebener, zeitloser und unver-
äußerlicher Staats- und Rechtsprinzipien herleiten^, son-
dern sind als bloßer Reflex der ökonomischen Basis Spie-
gelbild der Produktionsverhältnisse. 

Das Sozialmodell des Marxismus besitzt nach dem theoreti-
schen Selbstverständnis dieser Lehre eine innere Dynamik, 
indem die ökonomische Basis keineswegs statisch sein soll, 
sondern sich in der historischen Entwicklung sprunghaft-
dialektisch verändert. Die sich in ihren einzelnen Phasen 
vollziehende, zuletzt durch die technische Fortentwick-
lung in der modernen Industriegesellschaft massiv for-
cierte Veränderung der Produktivkräfte und Produktions-
faktoren führt zu einer revolutionären Umwälzung der 

^ Sorgenicht/Weichelt/Riemann/Semler Art. 4 Anm. 3. 



I. Marxistische Rechtsauffassung 7 

Produktionsverhältnisse, die ihrerseits den Überbau und 
damit auch das Recht infolge ihrer Abhängigkeit von der 
Basis beeinflußt. Die Stellung des Rechts in diesem 
Modell bleibt zunächst unverändert, seine Inhalte passen 
sich jedoch dem jeweiligen Stand der ökonomischen und 
gesellschaftlichen Entwicklung an. Die schon vom Ge-
schichtsbild Hegels vorgezeichnete Lehre von der Gesetz-O 
mäßigkeit des historischen Entwicklungsgangs sieht als 
wissenschaftlich bewiesenes und daher notwendiges Ergeb-
nis dieses Prozesses die klassenlose Gesellschaft, in 
der alle gesellschaftlichen Widersprüche beseitigt sind, 
folglich Staat und Recht funktionslos und gegenstands-
los werden. Für den Sozialismus als die Übergangsperiode 
auf dem Weg zu diesem Endstadium ist der Begriff eines 
besonderen sozialistischen Rechts entwickelt worden, das 
mit dem bourgeoisen Recht der vorangegangenen, als über-
wunden betrachteten kapitalistischen Periode nur die 
Elemente gemein haben soll, die das Recht von anderen 9 
sozialen Normen unterscheidet . 

Nachdem in Ablehnung der Auffassung von Pasukanis, 
wonach ein wie auch immer geartetes Recht ein Spezifikum 
der bürgerlichen Gesellschaft sei und im neuen System 
keine Berechtigung besitze^0, sich ein neues soziali-
stisches Rechtsverständnis gefestigt hatte, wurde bald 
der Wert des sozialistischen Rechts als ein bedeutendes 

8 Hegel XII 289. 9 
Marxistisch-leninistische allgemeine Theorie des Staates 
und des Rechts IV 19. 

° Pasukanis, Für eine_marxistisch-leninistische Staats-
und Rechtstheorie /Za markso-leninskuju teoriju 
gosudarstva i prava/ (Moskau 1931), als Exponent 
der Gegenbewegung Vyiinskij, Zur Lage an der theore-
tischen Rechtsfront /K polozeniju na fronte pravavoj 
teorii/ (Moskau 1937), Auszüge in deutscher Sprache 
bei Reich 1o7 ff. und 113 ff. 
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Mittel zur Sicherung, Festigung und Entwicklung der ge-
sellschaftlichen Verhältnisse sowie zur planmäßigen 
Steuerung der Wirtschafts- und Sozialstruktur des Systems 
erkannt. Auf Gedanken Stalins gründet sich die Lehre, 
daß neben der grundsätzlichen Bestimmung des Uberbaus 
durch die Basis eine Wechselwirkung zwischen beiden be-
stehe, dergestalt, daß der Überbau, ist er erst einmal 
durch die Basis mit Inhalt erfüllt, auch in umgekehrter 

11 
Richtung auf die Basis einwirken könne . Diese Lehre 
weist dem Recht im sozialistischen Staat eine neue Funk-
tion zu, die es von dem Recht kapitalistischer Staaten 
grundlegend unterscheiden soll: Das Recht wird im 
Sozialismus zum Instrument, das den Prozeß auf die klas-
senlose Gesellschaft unterstützen und mitgestalten soll 1 2 
("Instrumentencharakter") . Dabei obliegt die Festlegung 
des jeweiligen Entwicklungsstadiums allein der kommuni-
stischen Partei als dem obersten politischen Machtorgan 
im Staat. Sie definiert auch die "Hauptaufgabe", deren 
Verwirklichung oberster Maßstab aller staatlichen und 
gesellschaftlichen Aktivitäten ist. Sie besteht beispiels-
weise in der DDR "bei der Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft in der weiteren Erhöhung des 
materiellen und kulturellen Lebensniveaus des Volkes auf 
der Grundlage eines hohen Entwicklungstempos der soziali-
stischen Produktion, der Erhöhung der Effektivität, des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts und des Wachs-1 3 tums der Arbeitsproduktivität" . Dem Erreichen dieser 

11 Stalin 7 f.; vgl. hierzu Jevgenjev 146-16o; Ivanov 
161-173; Alexandrov 185-199. Zu neuen Tendenzen in der 
sozialistischen Rechtstheorie siehe die Aussagen von 
Cchikvadze 38 ff. und Chalfina 79 ff., Auszüge in 
deutscher Sprache bei Reich 119 ff. und 129 ff.; siehe 
auch die Einleitung von Reich 11 ff. 

1 2 Sorgenicht/Weichelt/Riemann/Semler Art. 4 Anm. 3. 
1 3 Vgl. Art. 2 1 3 Verfassung der Deutschen Demokrati-

schen Republik i.d.F. vom 7.1o.1974 (GBl. I 425); 
§ 1 I Zivilgesetzbuch der DDR vom 19.6.1975 (GBl. I 
465); § 1 I Arbeitsgesetzbuch der DDR vom 16.6.1977 
(GBl. I 185). Zur Stellung der SED siehe Art. 1 S. 2 
Verfassung der DDR; Statut der SED vom 22.5.197 6 Einl. 
VI, abgedruckt bei Müller-Römer, DDR-Gesetze, Nr. 3. 
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Ziele soll in besonderem Maße das sozialistische Recht 
dienen. 

Der entscheidende Unterschied zwischen dem bürger-
lichen Recht und dem sozialistischen Recht wird demzu-
folge darin erblickt, daß jenes spontan, dieses hingegen 
bewußt wirke. Diese Charakterisierung hat zeitweilig 
einige Vertreter der marxistischen Rechtstheorie dazu 
veranlaßt, jede Gemeinsamkeit zwischen beiden Rechten 
und also auch einen beide umfassenden allgemeinen Rechts-

1 4 
begriff zu leugnen 

Die herrschende Auffassung nimmt jedoch einen einheit-
lichen Rechtsbegriff als Ausgangspunkt, um von ihm das 
sozialistische Recht als einen besonderen Teil abzuheben. 
Das führende sowjetische Lehrbuch zur sozialistischen 
Rechtstheorie definiert das Recht allgemein als 

"... System der vom Staat festgelegten oder sanktio-
nierten und von ihm geschützten allgemeinverbindlichen 
Normen (Verhaltensregeln) ..., die den Willen der herr-
schenden Klasse (im sozialistischen Staat den Willen 
aller Werktätigen) ausdrücken und staatlicher Regula-
tor der gesellschaftlichen Verhältnisse sind sowie im 
Falle ihrer Verletzung durch staatlichen Zwang gewähr-
leistet w e r d e n " 1 5 . 

Das sozialistische Recht wird verstanden als 
"... der staatliche Wille, der die Interessen der Arbei-
terklasse und aller Werktätigen (des gesamten Volkes) 
ausdrückt und durch die materiellen Lebensbedingungen 
der Gesellschaft bestimmt wird, dieser Wille wird vom 
Staat im System der Normen (Verhaltensregeln) objekti-
viert, die auf die Regelung der gesellschaftlichen Ver-
hältnisse im Zusammenhang mit dem Aufbau des Sozialismus 

1 4 
So etwa Haney/Wagner 284 ff.; wohl auch "Thesen zum 
Wesen und zur Entwicklung des sozialistischen Rechts" 
(sog. Hallenser Thesen von 1963): St.u.R. 1963, 1841-
185o, 1843 Ziff. 3. Zu Wesen und Begriff des soziali-
stischen Rechts Reich/Reichel 36 ff., 42 ff. mit wei-
teren Nachweisen. 1 5 
Marxistisch-leninistische allgemeine Theorie des Staa-
tes und des Rechts I 273; vgl. ähnlich Vysinskij, 
Hauptaufgaben 76; ders., Theorie des Staates und des 
Rechts 122 ff. 



1o § 1: Kennzeichnung der Rechte 

und Kommunismus gerichtet sind, durch das System der 
organisatorischen und ideologischen Mittel gewährlei-
stet und durch staatlichen Zwang geschützt werden"16. 

II. Die Fehlbezeichnung 
"sozialistisches Recht" 

Zweifel sind angebracht, ob sich die Rechtsordnungen der 
sozialistischen Staaten unter der Sammelbezeichnung des 
sozialistischen Rechts zusammenfassen lassen. Die sozia-
listischen Länder haben nämlich trotz gemeinsamer Ziele 
in ihrer gesellschaftlichen Entwicklung das sowjetische 
Recht als die Mutterrechtsordnung nicht im ganzen rezi-
piert. Vielmehr haben sie sich in vielen Institutionen 
und Konstruktionen trotz des grundlegenden sozialen und 
gesellschaftlichen Umbruchs, der mit der Verbreitung und 
Durchsetzung der marxistischen Doktrin verbunden war, 
eine nationale Rechtstradition und ein eigenes juristi-
sches Gedankengut bewahrt. In vielen sozialistischen 
Staaten fand erst lange Zeit nach der Umgestaltung der 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ordnung eine 
grundlegende Revision des Rechts statt. So erfolgten 
beispielsweise in Ungarn erst im Jahre 196o, in Polen 
1964 und in der DDR 1975 grundlegende Neukodifikationen 
des Zivilrechts. In Rumänien gilt noch heute in vielen 
Bereichen das alte Zivilgesetzbuch von 1864. Auch in Bul-
garien ist grundsätzlich noch das vorrevolutionäre Zivil-
recht in Kraft. Soweit neues Recht geschaffen wurde, 

1 6 Marxistisch-leninistische allgemeine Theorie des 
Staates und des Rechts IV 9 ff., 19. Neben dieser 
herrschenden formalen Definition, die vorrangig die 
normative Struktur des Rechts betont, wurde zeitweilig 
vor allem in der DDR eine Begriffsbestimmung vorge-
nommen, die die inhaltlichen Besonderheiten des 
sozialistischen Rechts betonte und es als Hebel der 
gesellschaftlichen Umgestaltung verstanden wissen 
wollte; so z. B, Haney, Sozialistisches Recht 7: 
Recht als "Ausdruck, Instrument und Bedingung der 
sozialistischen Umwälzung". Vgl. hierzu Reich/Reichel 
43 f. 
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